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W ir Sozialdemokratinnen und Sozialdemokraten sind uns un-
serer Geschichte und unserer Verantwortung bewusst. Die 
SPD ist seit 156 Jahren das Bollwerk gegen Rechts. Für uns 

gilt: Kein Fußbreit dem Faschismus! Wir stehen an der Seite des zivilge-
sellschaftlichen Aufschreis, der sich seit den Geschehnissen in Thüringen 
erhoben hat. Ob Bund, Land oder Kommune: Von demokratischen Parteien 
erwarten wir eine klare Haltung gegen die AfD, gegen Faschismus und 
gegen Rechtsnationalismus. Mit Faschisten paktiert man nicht!

Das Undenkbare ist passiert, eine faschistische Partei wählte sich ih-
ren Ministerpräsidenten. Der FDP-Abgeordnete Thomas Kemmerich 
ist ein Ministerpräsident von Björn Höckes Gnaden, ein Regieren ohne 
die Stimmen der AfD ist de facto unmöglich. Die Wahl wird damit zu 
einer schallenden Ohrfeige für alle Demokratinnen und Demokraten in 
Deutschland. Neuwahlen sind der beste Ausweg.

Machttrunken fantasierte Thomas Kemmerich noch am Abend seiner 
Wahl von einer „demokratischen Mitte“ und der Absicht, die „Spaltung 
dieser Gesellschaft zu überwinden“. Er verstieg sich sogar in die Argumen-
tation, man wolle mit diesem Bündnis „linke radikale Ideen mit Enteig-
nungsfantasien“ verhindern. Dabei bedient er sich sprachlicher Muster, 

die vor 90 Jahren in Thüringen beginnend auf direktem Wege in die Schreckensherrschaft 
des Nationalsozialismus führten. Aktuell setzen CDU und FDP die AfD – eine Partei, deren 
Landesvorsitzenden man gerichtsfest als Faschisten bezeichnen darf – auf eine Stufe mit 
Die Linke. Das ist geschichtsvergessen und gewollte Strategie – nicht nur in Thüringen.

Die Wahl von Kemmerich war ein bewusst kalkulierter Schachzug unter der Regie von 
Björn Höcke. FDP und CDU paktierten mit der AfD und machten sich zu Steigbügelhal-
tern. Beide Parteien kündigten damit einen bis dahin unumstößlichen Konsens unter 
demokratischen Parteien auf. Die Parteispitzen von FDP und CDU waren im Vorfeld 
informiert und duldeten den Vorgang; das ist ein Skandal. Bereits frühzeitig wurde 
gewarnt, dennoch ließen die Bundesparteien ihre Landesverbände an der langen Leine. 
Verantwortungsträger*innen haben gezündelt – sie hätten es besser wissen müssen.

Auch wenn es zu Neuwahlen kommen sollte, ist ein einfaches „Weiter so“ derzeit nicht 
vorstellbar. Das Vertrauensverhältnis ist erschüttert. FDP und CDU müssen klarstellen, 
dass sie die Vorgänge in Thüringen auf das Schärfste verurteilen. Sie müssen sicher-
stellen, dass Bündnisse und Zusammenarbeit mit Faschisten in Zukunft wieder ausge-
schlossen sind. Worte allein reichen hier nicht. Wer ein Mindestmaß an demokratischer 
Kultur in seiner Partei nicht durchsetzen kann, muss sich persönlich hinterfragen und 
nötigenfalls Konsequenzen ziehen. Die Verantwortung hierfür liegt bei den Spitzen 
von CDU und FDP. ■

MIT FASCHISTEN PAKTIERT MAN NICHT!
BESCHLUSS DES LANDESPARTEIRATES DER NRWSPD

Das Unfassbare ist passiert: In Thüringen wurde ein Ministerpräsident von Höckes Gnaden – also mit den Stimmen der 
AfD – gewählt. Für den FDP-Abgeordneten Thomas Kemmerich wäre ein Regieren ohne die Stimmen der AfD de facto 
 unmöglich. Die Wahl war damit eine schallende Ohrfeige für alle Demokratinnen und Demokraten in Deutschland. Umso 
mehr brauchen wir jetzt stabile politische Verhältnisse. Baldige Neuwahlen sind der beste Ausweg sowie zuvor die Einigung 
auf einen neuen Ministerpräsidentenkandidaten, um die Wahlen geordnet vorzubereiten. Hier sind jetzt alle demokratischen 
Parteien aufgefordert, nicht parteistrategisch zu taktieren, sondern eine klare Brandmauer gegen die AfD hochzuziehen.
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wird ein arbeitsreiches Jahr für uns in Nordrhein-Westfalen: 
mit Landesparteitag und Kommunalwahl. Dafür sind wir gut 
vorbereitet: Die SPD ist personell klar aufgestellt. Wir haben 

uns inhaltlich eindeutig positioniert – mit dem Abschluss des Rot-Pur-Prozesses in NRW 
und der Verabschiedung des Sozialstaatskonzepts auf dem Bundesparteitag. Jetzt heißt 
es: für Beschlüsse werben, Ideen umsetzen. Wir haben uns lange mit einer sehr zentralen 
Frage auseinandergesetzt: Wie sieht eine lebenswerte Gesellschaft der Zukunft aus? 
Wie gestalten wir ein solidarisches Miteinander? Die NRWSPD hat einen klaren Fokus: 
Wir wollen die Gesellschaft zusammenhalten, indem wir Sicherheit trotz Umbrüchen 
bieten. Unser Grundsatz: Starke Schultern müssen mehr tragen als schwache. Wir sorgen 
für sozialen Frieden und setzen Hass und Hetze klare Grenzen. Was heißt das konkret?

Sicherheit beim Umbau der Industriegesellschaft

In NRW beginnt die Zukunft Deutschlands, weil wir Strukturwandel kennen und kön-
nen. Auch jetzt wagen wir den Einstieg in eine moderne Industriepolitik – und zwar 
mit dem Ausstieg aus der Kohle. Für die Menschen und die Orte in NRW heißt das: Sie 
sind herausgefordert, wieder massive strukturelle Veränderungen abzufangen und 
dabei sozialen Zusammenhalt und Gerechtigkeit zu bewahren. Genau das ist unsere 
Aufgabe als Sozialdemokraten: Neue Allianzen schaffen für einen mutigen Industrie-  
und Energieumbau, der gekoppelt ist mit einem ambitionierten Klimaschutz. Wir schaf-
fen Klarheit und Sicherheit für Beschäftigte und Regionen. Auf unserem Weg in diese 
Zukunft werden wir fair und ressourcenschonend produzieren, Erwirtschaftetes gerecht 
verteilen und allen Menschen eine echte Chance auf ein gutes Leben bieten.

Handlungsfähige Kommunen

Wie sieht das NRW aus, in dem wir in Zukunft leben wollen? Menschen leben in Städten 
und Gemeinden, sie beeinflussen maßgeblich die Lebensqualität. Diese steigt mit guten 
Schulen, ausgebauten Straßen, geöffneten Schwimmbädern und Theatern. Sie sind das 
Fundament für ein friedliches Zusammenleben. Doch dieses Fundament bröckelt. In den 

vergangenen Jahrzehnten sind die kommunalen Investitionen massiv 
zurückgegangen. Städte und Gemeinden sind klamm. Sie haben keinerlei 
Handlungsspielräume mehr. Es ist jetzt höchste Zeit für die vollständige 
Entschuldung aller Kommunen, verbunden mit einem bundesweiten 
Investitionsprogramm. Nur so ermöglichen wir Lebensqualität, aber 
auch Chancengleichheit für alle und stärken nicht zuletzt die Demokratie. 
Denn Städte, die nicht investieren können, gehen kaputt und beflügeln 
die Hetzer am rechten Rand. 

Klare Kante gegen Rechts

Eine unserer größten Herausforderungen ist die Auseinandersetzung mit 
der AfD. In Thüringen ist das passiert, was alle demokratischen Kräfte 
gemeinsam hätten verhindern müssen: dass die AfD unmittelbaren 
Einfluss auf die Regierungsbildung nimmt. CDU und FDP haben einen 
Tabubruch begangen, der Spuren hinterlassen wird. Es darf unter de-
mokratischen Parteien keinen Zweifel daran geben, dass man mit der 
AfD nicht taktiert. Ob im Bund, im Land oder in den Kommunen: Eine 
Zusammenarbeit mit der AfD muss von allen demokratischen Parteien 
rigoros ausgeschlossen werden. Bei den Kommunalwahlen am 13. Sep-
tember werden wir alles dafür tun, einen Rechtsruck in unseren Städten 
und Gemeinden zu verhindern. Das schaffen wir, wenn wir den Men-
schen Ängste und Unsicherheiten nehmen, indem wir klare Perspektiven 
schaffen, Orientierung bieten und ökonomische Probleme an der Wurzel 
packen. Den Kampf gegen Rechts gewinnen wir durch Investitionen 
in Schulen, Straßen, Schwimmbäder und bezahlbare Wohnungen. Uns 
unterscheidet alles von der AfD und ganz besonders, dass wir Probleme 
erkennen und lösen, statt sie nur für rechten Hass und Hetze zu nutzen. 
Emotional gesteuerten Identitätsdebatten setzen wir ein Gesellschafts-
konzept entgegen, das Freiheit und Sicherheit bietet, Rechte und Pflichten 
kennt, Solidarität und Chancen für alle bereithält. ■

SICHERHEIT TROTZ UMBRÜCHEN,   
ZUSAMMENHALT STATT HASS UND HETZE
von Sebastian Hartmann
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ANZEIGE

Lissi von Bülow (44) kandidiert in 
Bonn für das Amt der Oberbürger-
meisterin. Als Juristin mit breiter 
Berufserfahrung als Rechtsanwältin, 
Geschäftsführerin und in der Ver-
waltung auf Bundes-, Landes- und 
kommunaler Ebene als Dezernentin 
der Stadt Bornheim bringt sie einen 
großen Erfahrungsschatz für eine 
erfolgreiche Kommunalpolitik mit.

Am 13. September sind Kommunalwah len in NRW. Bist du schon in 
Wahlkampfstimmung?
Ja, wir sind schon mitten im Wahlkampf. Natürlich nicht im Straßenwahl-
kampf. Jetzt geht es darum, dass ich als Person in der Stadt bekannter 
werde. Denn im Unterschied zum jetzigen Oberbürgermeister bin ich 
natürlich nicht jeden Tag mit fünf Fotos in der Presse. Ich führe viele Hin-
tergrundgespräche, bin auf Empfängen oder rede in kleineren Runden. 
Ich setze auf das persönliche Überzeugen und eine Graswurzelbewegung. 
Ich möchte die Bevölkerung mitnehmen und zeigen, dass ich eine andere 
Auffassung und ein anderes Rollenverständnis vom Oberbürgermeister-
amt habe. In Bonn scheitern unglaublich viele Vorhaben im Prozess. Da 
sind systemische Fehler erkennbar. Ich gehe Prozesse ganz anders an. 
Ich sehe mich in einer viel aktiveren Rolle: als Lenkerin, als Moderatorin 
und Teamplayerin. Ich möchte parteiübergreifend, gemeinsam Bonn 
voranbringen. Hier setze ich an und das ist auch meine Kompetenz.

In den meisten Rathäusern stehen immer noch Männer an der Spitze. 
Haben es Frauen schwerer in der Kommunalpolitik?
Es ist leider so, dass da kein Fortschritt erkennbar ist. Eher ein Rück-
schritt. Ich halte die Art und Weise, wie auf kommunaler Ebene Politik 
gemacht wird, für schwierig. Ratssitzungen finden zu den familienun-
freundlichsten Zeiten statt. Sitzungen bis weit nach 23 Uhr, und das 
nach einem langen Arbeitstag, sind normal. Wir müssen den Dreiklang 
aus Familie, Beruf und Ehrenamt aber insgesamt hinbekommen, weil 
wir nicht nur in der Politik, sondern in allen Bereichen ehrenamtlichen 
 Nachwuchs brauchen. Wir brauchen ein Arbeitsumfeld, das nicht nur 
für Frauen, sondern für Familienmenschen attraktiv ist. Wir müssen 

DREI MAL KURZ UND KNAPP 
Mit Lissi von Bülow

darüber nachdenken, ob wir da nicht ganz 
andere Strukturen schaffen müssen. Au- 
ßerdem glaube ich, dass wir eine Quote 
in den Parlamenten brauchen, weil sonst 
nichts passieren wird.

Wo nimmst du die Energie und Moti-
vation her, trotz aller Widrigkeiten zu 
kandidieren?
Es wäre natürlich viel gemütlicher, das 
jetzt nicht zu machen (lacht). Aber Demo-
kratie geht nun mal nicht vom Sofa aus. 
Man kann, man muss sich einbringen. Je-
der so gut und so tief, wie er es kann. Aber 
um die Demokratie zu stärken, zu wahren 
und wirklichen Fortschritt für die eigene 
Stadt zu erreichen, muss man auch Ver-
antwortung übernehmen und muss sich 
aktiv einmischen. Eigentlich mache ich 
das aus einem Verantwortungsbewusst-
sein heraus. Ich mache das für meine 
Stadt. Und nur ganz zuletzt für mich. Ich 
habe einen guten Job. Ich bin abgesichert. 
Ich müsste das nicht machen. Aber ich 
möchte etwas verändern. Und dafür be-
komme ich auch Respekt bei den Leuten, 
weil sie sehen, dass ich es ernst meine. ■
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… ZUM GEBURTSTAG 
95 Jahre: Emma Biermann, Edith 
Blatt, Artur Deutsch, Annelie Fran-
zen, Johann Fyal, Heinrich Giesel-
mann, Elise Golombek, Wolfgang 
Groeblinghoff, Betty Kuckelkorn, 
Irmgard Marziniak, Lothar Mrose, 
Edith Pohl, Horst Schiffmann, Ur-
sula Schneider, Elfriede Sukowski. 
96 Jahre: Martha Drönner, Erich 
Dürr, Ingeborg Fiergolla, Josef Hinz, 
Horst Krumbiegel, Martha Lange, 
Heinrich Reineke, Heinz Röthemeier, 
Carina Schultz, Anna Slusarczyk. 
97 Jahre: Wolfgang Bürger, Valeria 
Heinsohn-Ias, Karl Otto Mühl, 
 Hildegard Sippel, Sybille Zimmer-
mann-Koll. 98 Jahre: Gertrud Pal-
ka, Walter Polduwe, Meta Rentzsch, 
Valerie Springer, Heinrich Wester-
teicher. 101 Jahre: Josef Branse.

… ZUR LANG JÄHRIGEN 
 MIT GLIEDSCHAFT
50 Jahre: Achim Andre, Fred 
 Beger, Werner Feldmann, Jutta 
Flessa, Peter Füßer, Siegfried 
 Germann, Norbert Hagenbrock, 
Karsten Heil, Hubert Hoffmann, 
Günter Jahn, Wilhelmine Jahn, 
Dieter Kespohl, Anton Lösch, Karl-
Heinz Maas, Klaus Malez, Margret 
Martens, Christel Offermann, 
Wolfgang Riotte, Siegfried Rixen, 
Reinhold Rogalla, Karl Schulze, 
Udo Stürmer, Herbert Topp, Helga 
Wattenberg, Edmund Wels lau, 
Hans-Jörg Wietfeld. 55 Jahre: 
Theo Görgen, Hans Klever, Werner 
Kühn, Edith Landree, Horst Lepper-
hoff, Gertrude Marx, Kurt Schendel, 
Werner Schumacher, Jürgen Tamo-
schat, Horst Viehmann, Sabine 
Weyer, Karl Heinz Wirtellewski. 
60 Jahre: Alfred Bungert, Hugo 
Henseler, Folkmar Troester. 
65 Jahre: Hildegard Dollny. 
70 Jahre: Rolf Ackermann.

LIEBE LESERINNEN UND LESER, 
in der Vergangenheit wurden bei der SPD-
Registrierung sehr viele Parteieintritte auf 
den 1. Januar datiert. Aufgrund der Viel-
zahl der betreffenden Personen ist es tech-
nisch leider nicht möglich, in der aktu-
ellen Print-Ausgabe die Januar 2020-Jubi-
läen zu nennen. Wir stellen daher wieder 
eine Extra- Ausgabe zur Verfügung, die im 
Laufe der kommenden Wochen in den Ge-
schäftsstellen der Unterbezirke und Kreis-
verbände ausliegen wird.

DIE NRWSPD  
 GRATULIERT  
IM FEBRUAR

Die NRWSPD trauert um

Gerda Kieninger
* 21. Februar 1951           † 22. Januar 2020

Wir sind bestürzt und tief traurig über den viel zu frühen Tod von 
Gerda Kieninger. Sie war eine aufrechte und gradlinige Frau. Für uns 
war sie eine Freundin, für viele eine kämpferische Frauenrechtlerin 
und immer eine Sozialdemokratin mit dem Herzen am rechten 
Fleck. Gerda Kieninger war auch nach ihrem Ausscheiden 2017 aus 
dem Landtag eine wertvolle Ratgeberin, interessante Gesprächs-
partnerin und politisch Tatkräftige. Bis zum Schluss engagierte 
sie als Vorsitzende des Unterbezirks der Arbeiterwohlfahrt (AWO) 
in Dortmund und stellvertretende Vorsitzende des AWO-Bezirks 
Westliches Westfalen.

Wir haben ihr als aufrichtige und gewitzte Sozialdemokratin viel zu verdanken: Durch ihre Unnachgiebigkeit und 
Unbeirrtheit hat sie grundlegende Debatten vor allem um das Landesgleichstellungsgesetz und für Frauenrechte 
vorangetrieben. Mit besonderer Sensibilität und geschickter politischer Vehemenz hat sie das Thema Gewalt 
gegen Frauen und Mädchen immer wieder auf die politische Agenda in Nordrhein-Westfalen gehoben. Gerda 
Kieninger war für uns eine besondere und herzliche Genossin. Wir wünschen ihrer Familie, ihren Angehörigen 
und Freunden in diesen schweren Stunden viel Kraft und sind mit unserer Trauer an ihrer Seite.

Sebastian Hartmann, Vorsitzender NRWSPD Nadja Lüders, Generalsekretärin NRWSPD

Die NRWSPD trauert um

Guntram Schneider 
* 2. Juli 1951           † 3. Januar 2020

Die Nachricht macht uns alle traurig. Der Verlust ist immens: Wir 
haben einen integren Menschen, einen aufrechten Sozialdemo-
kraten und einen leidenschaftlichen Gewerkschafter verloren. Er 
war ein Kämpfer und Original mit dem Herzen auf dem rechten 
Fleck. Sein politischer Einsatz war stets auf Arbeitnehmerrechte 
und soziale Gerechtigkeit ausgerichtet. Auf dem zurückliegenden 
Landesparteitag begrüßte er den Rot-Pur-Prozess und die Reform-
vorschläge für einen neuen, gerechteren Sozialstaat. Dazu war Gun-
tram Schneider ein geschichtsbewusster Sozialdemokrat. Wir alle 
haben sehr gern und sehr gut mit ihm zusammengearbeitet, ihn 

als Kollegen, Vertrauten und Politiker sehr geschätzt. Unser herzliches Beileid gilt den Angehörigen, Freunden 
und allen Genossinnen und Genossen. Möge Guntram Schneider in Frieden ruhen.

Als einstiger nordrhein-westfälischer DGB-Chef und späterer Arbeitsminister im Kraft-Kabinett verbinden wir 
mit dem Sozialdemokraten Guntram Schneider große Verdienste um eine soziale Arbeitsmarktpolitik, die die In-
tegration von Langzeitarbeitslosen ebenso beinhaltete, wie die Einbindung von Menschen mit Behinderung und 
die Förderung der beruflichen Bildung. Guntram Schneider war unter anderem maßgeblich an der Einführung 
des ‚Kein Abschluss ohne Anschluss‘-Projektes beteiligt, das Jugendlichen mit Startschwierigkeiten den Über-
gang von der Schule in den Beruf erleichtern soll. Mit Guntram Schneider als Minister hat Nordrhein-Westfalen 
zudem, mit der Einführung des ersten Teilhabe- und Integrationsgesetzes eines Flächenlandes, bundesweit eine 
Vorreiterrolle im Punkt Integration eingenommen.

Sebastian Hartmann, Vorsitzender NRWSPD Nadja Lüders, Generalsekretärin NRWSPD
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